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TOP 13:

Entschließung des Bundesrates "Transparenzgebot bei der 
Auslandsfinanzierung von gemeinnützigen Körperschaften" 

- Antrag des Freistaates Bayern -

Drucksache: 358/18

Körperschaften, die gemeinnützige Zwecke gemäß § 52 der Abgabenordnung 

erfüllen, erhalten Steuervergünstigungen. Hierunter können auch Moscheevereine 

fallen, wenn diese der Förderung der Religion dienen und keine 

verfassungsfeindlichen Bestrebungen verfolgen. 

Mit der Entschließung soll die Bundesregierung dazu aufgefordert werden, eine 

Gesetzesänderung auf den Weg zu bringen, die vorsieht, dass Körperschaften, die 

mehr als ein Drittel ihres jährlichen Finanzbedarfs aus ausländischen Finanzquellen 

außerhalb des EU-/EWR-Raums erhalten, gegenüber dem Finanzamt ihre 

Finanzierungsquellen offenlegen müssen. 

Diese Änderung soll dazu dienen, dass verfassungsfeindliche Bestrebungen von 

gemeinnützigen Körperschaften besser entdeckt und bei deren Vorliegen 

Steuervergünstigungen verwehrt werden können. 

Die Vorlage soll in der 970. Bundesratssitzung am 21.09.2018 vorgestellt und den 

Ausschüssen zur Beratung zugewiesen werden.  




